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Zusendung Sitzungsunterlagen zur Verbandsversammlung
Ergänzung zu TOP 6. - Änderung Abwassersatzung

Sehr geehrter Herr Bürgermeister Schreiter,

mit Schreiben vom 30.05.2023 haben Sie die Sltzungsunterlagen zur Verbandsversammlung
am 06.06.2023 erhalten.

In § 3a sind die Bedingungen der vorübergehenden und dauerhaften Einstellung der
Abwasserentsorgung geregelt. Wir haben diese Regelung In den letzten Jahren in 2 Fällen, In
denen größere Beträge an Abwassergebühren nicht gezahlt worden sind, anwenden müssen
(§ 3 Abs. 2). Kurz vor Verschluss oder währenddessen wurden In beiden Fällen die
Forderungen beglichen. Die Aufnahme dieser Regelung In der Satzung war deshalb für den
Verband bisher sehr positiv.

Aus aktuellem Anlass aufgrund ausstehender Forderungen eines Unternehmens, soll die
Chance der Abwassersatzungsänderung genutzt werden und die bisherigen Fristen der
Einstellung verkürzt werden. Die jetzige Frist von 10 Wochen bzw. 6 Monaten Ist aus Sicht der
Verbandsverwaltung zu lang gewählt worden.

Für den vorübergehenden Verschluss wird daher eine Frist gemäß § 3 Abs. 2 von 2 Wochen
und für den dauerhaften Verschluss gemäß § 3 Abs. 3 eine Frist von 3 Monaten vorgeschlagen.
Dieser Vorschlag erfolgte In Abstimmung mit Mitgliedern des Verwaltungsrates. Die Fristen
gelten Immer erst ab dem Zeltpunkt der Mahnung der Forderung und nicht ab dem
Verstreichen der Zahlungsfrist.

In der Anlage erhalten Sie für § 3a den entsprechenden Auszug aus der Synopse. Diese
Information gilt als Ergänzung / Nachtrag zu TOP 6.

Wir freuen uns auf die Sitzung am 06.06.2023 und verbleiben mit besten Grüßen aus
Halsbrücke, '''

AnlageKa'l Schwarz
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Grundstücke, die durch einen öffentlichen Abwasserkanal erschlossen sind. Die
Anschlussberechtigten können nicht verlangen, dass ein neuer öffentlicher Kanal
gebaut oder ein bestehender Kanal geändert wird, sofern im Einzelfall eine
andere Abwasserbeseitigung für den Verband zweckmäßiger ist. Der Anschluss
eines Grundstückes an einen bestehenden Kanal sowie seine Benutzung können
eingeschränkt oder versagt werden, wenn die Abwasserbeseitigung wegen der
Lage des Grundstückes oder sonstiger technischer oder betrieblicher Gründe
erhebliche Schwierigkeiten bereitet oder besondere Maßnahmen erfordert.

(8) Bei Grundstücken, die nach dem Abwasserbeseitigungskonzept des
Verbandes nicht oder noch nicht an einen öffentlichen Abwasserkanal
angeschlossen werden können, kann der Grundstückseigentümer oder der
sonstige nach § 3 Abs. 1 Verpflichtete den Anschluss seines Grundstückes
verlangen, wenn er den für den Bau des öffentlichen Kanals entstehenden
Aufwand übernimmt und auf Verlangen angemessene Sicherheit leistet. Vor
Baubeginn ist ein Vertrag abzuschließen, der die Details der technischen
Ausführung, die Bauabwicklung und den Übergang in das Eigentum des
Verbandes regelt.

(9) Für Abwasser, das auf Grundstücken anfällt, die nicht an die öffentlichen
Abwasseranlagen angeschlossen sind, gilt die „Satzung über die Entsorgung von
Kleinkläranlagen und abflusslosen Gruben des Abwasserzweckverbandes
Muldental (Freiberger Mulde) - Fäkaliensatzung".

§ 3a Einstellung der Entsorgung

(1) Der Verband ist berechtigt, die Abwasserentsorgung eines angeschlossenen
Grundstücks fristlos einzustellen, wenn der Grundstückseigentümer oder der
sonstige nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichtete den Bestimmun-gen dieser Satzung
zuwiderhandelt und die Einstellung erforderlich ist, um

a) eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit von Personen oder Anlagen
abzuwenden,

b) die Einleitung von Abwasser unter Umgehung, Beeinflussung oder vor
Anbringung der Messeinrichtungen zu verhindern oder

c) zu gewährleisten, dass Störungen anderer angeschlossener Grundstücke,
störende Rückwirkungen auf Einrichtungen des Verbandes oder Dritter
ausgeschlossen sind.
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Messeinrichtungen im Sinne von Satz 1 sind Wassermengenzähler der
öffentlichen Trinkwasserversorgung sowie der nichtöffentlichen Trink- und
Eigenwasserversorgung, soweit diese für die Feststellung der für die
Gebührenerhebung maßgeblichen Abwassermenge erforderlich sind, sowie
Messeinrichtungen für die Feststellung von Schmutz- und
Niederschlagswassermengen, soweit diese zur Feststellung der
gebührenrelevanten Abwassermenge vorgesehen sind oder die Anbringung und
Unterhaltung vom Verband verlangt wurde.

(2) Bei Nichterfüllung einer Zahlungsverpflichtung trotz Mahnung, ist der
Verband berechtigt, die Abwasserentsorgung zwei Monate nach Androhung
vorübergehend einzustellen. Dies gilt nicht, wenn der Grundstückseigentümer
oder der sonstige nach § 3 Abs. 1 Verpflichtete oder ein betroffener Dritter
darlegt, dass die Folgen der Einstellung außer Verhältnis zur Schwere der
Zuwiderhandlung stehen und hinreichende Aussicht besteht, dass der
Abgabenschuldner künftig seinen Verpflichtungen nachkommt. Der Verband
kann mit der Mahnung zugleich die Einstellung der Entsorgung androhen. Bei
jeder Androhung und bei Durchführung der Einstellung werden gleichzeitig auch
die von der Einstellung betroffenen Dritten, insbesondere Grundstücksnutzer (z.
B. Mieter, Pächter) informiert, soweit diese einwohnermelderechtlich erfasst sind
oder dem AZV bekannt gegeben wurden.

(3) Bei Nichterfüllung einer Zahlungsverpflichtung trotz Mahnung, ist der
Verband berechtigt, die Abwasserentsorgung dauerhaft einzustellen, wenn

a) die Voraussetzungen für eine vorübergehende Einstellung der
Abwasserentsorgung wiederholt vorliegen und

b) die offene Abgabenschuld, einschließlich Nebenforderungen, mindestens
einen Betrag erreicht, der dem anderthalbfachen der letzten
Jahresrechnung für Schmutzwasser (Summe aller im
Veranlagungszeitraum geschuldeten Abwassergebühren) entspricht.

Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. Die dauerhafte Einstellung ist sechs Monate
vor Einstellung der Abwasserentsorgung anzudrohen. Bei jeder Androhung und
bei Durchführung der Einstellung werden gleichzeitig auch die betroffenen
Dritten, insbesondere Grundstücksnutzer (z. B. Mieter, Pächter), informiert,
soweit diese einwohnermelderechtlich erfasst sind oder dem AZV bekannt
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diese einwohnermelderechtlich erfasst sind oder dem AZV bekannt gegeben
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(4) Der Verband hat die Abwasserentsorgung unverzüglich wieder aufzunehmen,
sobald die Gründe für die Einstellung entfallen sind und der Abgabepflichtige
die Kosten der Einstellung und Wiederaufnahme der Versorgung ersetzt hat. Die
Kosten können pauschal berechnet werden.

(5) Die Einstellung der Abwasserentsorgung erfolgt durch Trennung der
Grundstücksentwässerungsanlagen von den öffentlichen Abwasseranlagen
durch geeignete technische Mittel oder durch Einbringen von Sperren, die einen
Ablauf der auf dem Grundstück anfallenden Abwässer in öffentliche

Abwasseranlagen verhindern oder beschränken. Soweit sich die
Abwasserentsorgung des Grundstückes auf den Abtransport und die Entsorgung
des in abflusslosen Gruben oder Kleinkläranlagen gesammelten Abwassers
beschränkt, erfolgt die Einstellung der Abwasserentsorgung dadurch, dass ein
Abtransport und eine Entsorgung des gesammelten Abwassers unterbleibt.
Soweit sich die Abwasserentsorgung auf die Entgegennahme und Behandlung
von Abwasser, das zu einer öffentlichen Abwasserbehandlungsanlage gebracht
wird, beschränkt, erfolgt die Einstellung der Abwasserentsorgung durch
Verweigerung der Entgegennahme.

§ 4 Anschlussstelle, vorläufiger Anschluss

(1) Wenn der Anschluss eines Grundstücks an die nächste öffentliche
Abwasseranlage technisch unzweckmäßig bzw. rechtlich nicht möglich (z. B.
Rechte Dritter) oder die Ableitung des Abwassers über diesen Anschluss für die
öffentliche Abwasseranlage nachteilig wäre, kann der Verband verlangen oder
gestatten, dass das Grundstück an eine andere öffentliche Abwasseranlage
angeschlossen wird.

(2) Ist die für ein Grundstück bestimmte öffentliche Abwasseranlage noch nicht
erstellt, kann der Verband den vorläufigen Anschluss an eine andere öffentliche
Abwasseranlage gestatten oder verlangen.

§ 5 Befreiungen vom Anschluss- und Benutzungszwang

(1) Von der Verpflichtung zum Anschluss an die öffentlichen Abwasseranlagen
und deren Benutzung ist der nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichtete auf Antrag
insoweit und solange zu befreien, als ihm der Anschluss bzw. die Benutzung
wegen seines, die öffentlichen Belange überwiegenden, privaten Interesses an
der eigenen Beseitigung des Abwassers nicht zugemutet werden kann und die
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